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Freie Presse: Wie schätzen Sie
die Lage in Schottland kurz vor
der Wahl ein?

Klaus Stolz: Zuletzt hat sich die
Parteienlandschaft noch einmal ge-
wandelt. Zu den beiden bereits exis-
tierenden Pro-Unabhängigkeitspar-
teien, der regierenden Scottish Nati-
onal Party (SNP) und den Grünen,
gesellt sich eine zusätzliche Kraft.
Der umstrittene ehemalige Minis-
terpräsident Alex Salmond hat mit
Alba (gälisch für Schottland) eine
neue Unabhängigkeitspartei ge-
gründet. Sein Ziel ist es, die absolute
Mehrheit der regierenden SNP unter
Parteichefin Nicola Sturgeon zu ver-
hindern, gleichzeitig aber eine
Mehrheit der Unabhängigkeitspar-
teien insgesamt herbeizuführen.
Dann kann Salmond sie unter
Druck setzen.

Inwiefern?
Salmond fährt einen anderen, radi-
kaleren Kurs in Richtung Unabhän-
gigkeit. Er will notfalls auch ein
nicht von London autorisiertes Refe-
rendum durchführen lassen. Das
lehnt Sturgeon bisher strikt ab. Sie
vertritt eine eher vorsichtige Linie
innerhalb der konstitutionellen
Spielregeln Großbritanniens. Neben
tiefen persönlichen Animositäten
zwischen den beiden Parteichefs ist
das der wichtigste inhaltliche Unter-
schied.

Wollen die Schotten überhaupt
die Unabhängigkeit von London?

Das Unabhängigkeitsreferendum
2014 ging knapp verloren. Seit dem
Brexit zeigen die meisten Umfragen
jedoch eine Mehrheit für die Unab-
hängigkeit.

Wie könnte der britische Premi-
er Boris Johnson dagegenhalten?

Wenn die SNP wieder eine Mehrheit
gewinnt, dann wird sie umgehend
das nächste Referendum fordern –
und im Regionalparlament ein Ge-
setz dazu einbringen. Johnson wird
das gerichtlich verbieten lassen wol-
len. Dafür hat er gute Chancen. Ni-
cola Sturgeon würde jedoch weiter-
hin argumentieren, sie hätte ein de-
mokratisches Mandat von der schot-
tischen Bevölkerung. Es ist schwer,
sich dieser Argumentation auf Dau-
er zu entziehen. Eine strikte Verwei-
gerungshaltung in London dürfte
eher noch mehr Schotten verbittern.

London kann ein solches Referen-
dum tatsächlich verbieten?

Ja, sowohl die Devolutionsgesetzge-
bung als auch das unitarische Ver-

fassungsprinzip der absoluten Sou-
veränität Westminsters lassen daran
kaum Zweifel. Einer solchen formal-
rechtlichen Argumentation steht je-
doch das historische Selbstverständ-
nis des Vereinigten Königreichs als
gleichberechtigte Union entgegen.
Mit dem Referendum von 2014 gibt
es zudem einen Präzedenzfall, der ei-
ne solche Befragung grundsätzlich
zulässt.

Viele Konservative in England
wären gar nicht so traurig,
wenn die Schotten sich verab-
schieden würden, oder?

Ja, das stimmt. Das ist eine relativ
neue Tendenz, die im Zuge des Bre-
xits deutlich wurde. In Umfragen ga-
ben konservativ eingestellte Englän-
der an, den Brexit zu wollen, selbst
um den Preis des Verlustes von
Schottland.

Überraschend, oder?
Ja, in England ist gerade ein funda-
mentaler Wandel spürbar. Boris
Johnson etwa wirft gerade den gan-
zen traditionellen Unionismus über
Bord. Anstatt institutionelle und
kulturelle Eigenheiten der einzel-
nen Nationen zuzulassen und zu
würdigen, bemüht er krampfhaft
gesamtbritische Symbole, wie den
Union Jack und eine neue Einheits-
rhetorik.

Ist das eine Abkehr von Tony
Blairs Politik, der den Provinzen
mehr kulturelle Identität zuge-
stand und Regionalparlamente
erlaubte?

Johnson hat unlängst gesagt, die Er-
richtung von Regionalparlamenten
war der größte Fehler von Blair. Tat-
sächlich betreibt Johnson seit dem
Brexit eine Rezentralisierung der
britischen Staatsordnung.

Wäre Schottland allein wirt-
schaftlich lebensfähig?

Warum denn nicht? Gerade inner-
halb der EU. Kein Mensch fragt doch
nach der Lebensfähigkeit von Malta
oder Zypern oder auch Dänemark –
alles Länder mit relativ kleiner Be-
völkerung und kleiner Staatsfläche.

Was würde ein Wegbrechen von
Schottland für England bedeu-
ten?

Darüber wird in London viel zu we-
nig nachgedacht. Es würde dann
kein Vereinigtes Königreich mehr
sein. Es wäre gewissermaßen der
Endpunkt der Implosion des briti-
schen Empires. Doch auch wenn die
Abspaltung Schottlands zunächst
vermieden werden kann: Ein Zu-
rück zur guten alten Zeit des Verei-
nigten Königreiches wird es nicht
geben, allenfalls ein Überleben im
permanenten Krisenmodus.

Wie sieht es in Wales und Nord-
irland aus?

Die pro-britischen Protestanten
(Unionisten) fühlen sich von John-
son durch die Brexit-Regelung verra-
ten. Mit der Handelsgrenze auf Ho-
her See sind die Nordiren wieder
deutlich näher an die Republik Ir-
land herangerückt – und vom Kern-
land Großbritannien getrennt. Ge-
nau das haben die Unionisten nie
gewollt. Viele wenden sich daher
von London ab. Das bringt – wie wir
aktuell sehen – eine große Instabili-
tät. Im Karfreitags-Abkommen, dem
Friedensvertrag mit London von
1998, wird den Nordiren die Mög-
lichkeit eines Einheits-Referendums
zugebilligt. Ein Szenario, das für das
katholisch-nationalistische Lager in
greifbare Nähe gerückt scheint. Für
die Protestanten nach wie vor ein

Horrorszenario. Der walisische Nati-
onalismus war lange Zeit gar nicht
separatistisch. Das scheint sich laut
Umfragen gerade zu drehen. Jüngst
waren 40 Prozent der befragten Wa-
liser für die Unabhängigkeit.

Wenn Schottland ein unabhängi-
ger Staat werden würde: Was
würde das für Europa bedeuten?

Eventuell schon relativ bald einen
neuen Mitgliedsstaat der EU. Der
Fall Schottland taugt aber nicht zur
Verallgemeinerung. Natürlich
könnte das schottische Beispiel etwa
die Katalanen in ihrem Bestreben
nach Unabhängigkeit bestärken. Es
gibt aber keinen übergreifenden eu-
ropäischen Separatismus, sondern
lediglich höchst unterschiedliche
Bewegungen in Europa. Die meisten
davon haben wenig Aussicht auf Er-
folg. Die Angst vor einer Balkanisie-
rung Europas ist überzeichnet. Dass
solche Warnungen in der Vergan-
genheit häufig gerade aus Luxem-
burg und anderen Kleinstaaten ka-
men, entbehrt nicht einer gewissen
Komik. |slo

Droht das baldige Ende des
Vereinigten Königreichs?
Schottland ist unzufrieden mit dem Brexit und will in die EU – Das Unabhängigkeitsstreben ist aktueller denn je

CHEMNITZ — In Schottland wird am
Donnerstag ein neues Regional-
parlament gewählt. Die Befürwor-
ter einer Unabhängigkeit von Lon-
don werden wieder die Mehrheit
erringen. Wie geht es weiter mit
dem Vereinigten Königreich? Das
Lager der Nationalisten in Edin-
burgh ist geteilt. Stephan Lorenz
sprach darüber mit Professor
Klaus Stolz von der TU Chemnitz.

Schottland den Schotten: Ein Kind, in eine schottische Flagge gehüllt, während einer Demonstration für die Unabhän-
gigkeit des des nördlichen Landesteils von Großbritannien. FOTO: GRAHAM STUART/EPA/DPA

Der Politikwissenschaftler ist Inha-
ber der Professur für Britische und
Amerikanische Kultur- und Länder-
studien an der TU
Chemnitz. Klaus
Stolz wurde 1964 in
Freiburg geboren.
Er studierte Politik-
wissenschaft, Ang-
listik und Geschichte
an der Universität
Freiburg. Er habili-
tierte an der Universität Göttingen.
Seit 2008 lehrt er in Chemnitz. |fp
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as über Jahrzehnte in die
falsche Richtung lief,
lässt sich nicht rasch än-

dern. Das gilt auch für die Nutztier-
haltung, die oft nur deshalb eine rie-
sige Branche werden konnte, weil
sie die Tiere an die Produktion ange-
passt hat – also beispielsweise da-
durch, dass Tiere amputiert und mit
viel Antibiotika behandelt werden,
um sie auf möglichst engem Raum
halten zu können.

Zum Glück hat längst ein Wan-
del begonnen, der heute zu einer
Dreiteilung führt: Neben dem Bio-
segment mit seinen strengen Aufla-
gen gibt es konventionelle Halter,
die bei der Tierhaltung über den Mi-
nimalstandard hinausgehen. Der ist
allerdings vielerorts noch da. Und
genau ihn will Agrarministerin Julia
Klöckner bis 2040 verbessern – und
zwar nicht durch Appelle an die
Kunden, sondern durch gesetzliche

W Vorgaben für alle Tierhalter. Dieses
Ziel ist richtig. Immerhin steht Tier-
schutz als Staatsziel im Grundge-
setz. Ein so hochrangiges Ziel kann
nicht davon abhängig sein, wie viele
Leute etwa Bio kaufen. Die Bestim-
mung des Grundgesetzes muss im-
mer gelten, was nur gelingt, wenn
der Staat sie verpflichtend für die
ganze Branche vorgibt. Ja, das dau-
ert. Das Zieljahr 2040 ist somit nicht
aus der Luft gegriffen.

Natürlich wäre es gut gewesen,
wenn CDU und CSU, die seit 2005
den Chefposten im Agrarressort be-
setzen, viel früher gehandelt hätten.
Die Probleme gibt es seit Langem.
Aber immerhin hat Klöckner erst-
mals ein Reformkonzept angesto-
ßen. Nur eines traut sie sich ange-
sichts der nahen Bundestagswahl
nicht: zu sagen, um wie viel teurer
Fleisch und Wurst werden, wenn
sich die Tierhaltung verbessert. |walk
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Es hilft nur eine Pflicht
BERNHARD WALKER ÜBER DIE PLÄNE FÜR MEHR TIERWOHL

BERLIN — Vor den anstehenden Ge-
sprächen über eine Reform des Kli-
maschutzgesetzes ist am Montag
klar geworden, dass die Berliner Re-
gierungskoalition Deutschland
noch vor der Bundestagswahl auf
deutlich strengere Klimaziele ver-
pflichten will. Nachdem SPD-Vize-
kanzler Olaf Scholz bereits Ende ver-
gangener Woche neue Maßnahmen
gefordert hatte, „damit wir vor 2050
klimaneutral werden“, fasste am

Montag auch das CDU-Präsidium ei-
nen entsprechenden Beschluss. „Wir
wollen das Ziel, deutlich vor Mitte
des Jahrhunderts klimaneutral zu
werden, im Klimaschutzgesetz ver-
ankern“, heißt es dort. CSU-Chef
Markus Söder brachte in München
das Jahr 2040 ins Spiel, der CDU-Vor-
sitzende Armin Laschet verwies auf
eine Forderung eines Umweltver-
bandes, der das Jahr 2045 in den
Blick nimmt.

Laut der kürzlich vereinbarten
EU-Klimagesetzgebung soll die Eu-
ropäische Union spätestens 2050
klimaneutral sein. Dem Bundesum-
weltamt zufolge entspricht das ge-
genüber dem Vergleichsjahr 1990 ei-
nem um 95 Prozent geringeren
CO2-Ausstoß. Auf dem Weg dorthin
will die CDU auch das deutsche Re-
duktionsziel für 2030 von 55 auf
65 Prozent anheben und neue Zwi-
schenziele für 2035 und 2040 defi-

nieren. Dies ist eine der Vorgaben,
die das Bundesverfassungsgericht in
der vorigen Woche gemacht hat.

Die SPD, die zuletzt eine Blocka-
de eines ambitionierteren Klima-
schutzes durch die Union beklagt
hatte, reagierte skeptisch auf die An-
kündigungen von Laschet und Sö-
der. „In aller Eile versichern jetzt die
Parteispitzen von CDU/CSU, dass
nachgeschärft werden muss“, sagte
SPD-Chef Norbert Walter-Borjans:
„Wir werden sehr schnell feststellen
können, inwieweit die bisherigen
Blockaden tatsächlich überwunden
werden.“ Die SPD werde in den Ge-
sprächen für wirksamen Klima-
schutz und dafür sorgen, „dass er
nicht zu Lasten von Familien, klei-
nen und mittleren Verdienern geht“.

Die CDU will die bereits vorgese-
hene CO2-Preiserhöhung „straffen
und früher als vorgesehen zu einer
Preisbildung am Markt übergehen“.

Sie bot auch einen „nationalen Kli-
makonsens“ an, da steuerliche Teile
des Pakets im Bundesrat zustim-
mungspflichtig sein könnten.

Grünen-Fraktionsvize Oliver Kri-
scher nannte die zu einem früheren
Zeitpunkt angestrebte Klimaneutra-
lität in der Sache „gut und richtig“.
Von der bisherigen Politik der Union
in Berlin und München sei sie aller-
dings nicht gedeckt. Die Grünen-
Führung um Annalena Baerbock
und Robert Habeck hatte der Koaliti-
on am Wochenende per Brief Unter-
stützung für eine ambitionierte Re-
form des Klimaschutzgesetzes ange-
boten. Dies müsse jedoch mit kon-
kreten Maßnahmen verbunden
werden: „Jetzt zusätzliche und höhe-
re Ziele zu verabreden, ihre Umset-
zung aber erneut völlig offen zu las-
sen, würde das Vertrauen in die poli-
tische Handlungsfähigkeit nicht
stärken.“

Deutschland soll früher klimaneutral sein
Die Zielmarke der EU ist
2050. Nun spricht sich
nach SPD und Grünen
auch die Union für ein
früheres Datum aus.

VON THORSTEN KNUF, JAN DÖRNER
UND CHRISTOPHER ZIEDLER

m autonomen Fahren, das beim
jetzigen Stand der Technik noch
automatisiertes Fahren ist, ste-

cken gewaltige Potenziale. Es kann
zum Klimaschutz beitragen, die Ver-
kehrssicherheit und die Lebensqua-
lität in vom Nahverkehr schlecht er-
schlossenen Regionen erhöhen –
und ganz nebenbei der Automobil-
wirtschaft eine neue Zukunftspers-
pektive aufzeigen. Insofern ist es
gut, dass der sonst häufig kritisierte
Verkehrsminister Andreas Scheuer
mit einem Gesetz vorangeht.
Deutschland soll damit ab dem
nächsten Jahr das erste Land der
Welt werden, indem führerlose
Fahrzeuge auf bestimmten Straßen
unterwegs sein können.

Zwei technisch realistische An-
wendungsmöglichkeiten gibt es be-
reits. Da sind die kleinen Shuttlebus-
se, die schon in einer Reihe von Mo-
dellprojekten funktionieren. Fach-
leute halten es auch schon für mög-
lich, dass Lastwagen auf klar umris-
senen Autobahnabschnitten zwi-
schen Logistikzentren hin- und her-
fahren – diese Verkehrssituationen
können die Algorithmen offenbar

I beherrschen. Bis der private Indivi-
dualverkehr autonom oder auch
nur teilautonom sein kann, dauert
es noch.

Das aber ist das Problem von
Scheuers Gesetzentwurf. Er schließt
den privaten Individualverkehr the-
oretisch mit ein – und potenziert da-
mit die Zahl heikler Fragen, die be-
antwortet werden müssen. Was ist
mit der in diesem Stadium immer
noch notwendigen technischen
Aufsicht, die bei einer größeren Zahl
von Fahrzeugen Zahl gar nicht ge-
leistet werden kann? Wer kontrol-
liert die Algorithmen, die in verfah-
renen Verkehrssituationen ent-
scheiden, für wen eher gebremst
wird? Was ist mit der Haftung?

Die Verbraucherzentralen liegen
richtig, wenn sie ein schrittweises
Vorgehen anmahnen. Das Gesetz
sollte entschlackt werden und sich
auf das demnächst technisch Mach-
bare fokussieren. Die großen ethi-
schen und technischen Fragen, die
mit dem automatisierten Individu-
alverkehr einhergehen, bedürfen
noch einer intensiven Debatte. Da-
für ist auch noch Zeit. |zic
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KOMMENTARE

Jetzt wäre weniger mehr
CHRISTOPHER ZIEDLER ÜBER DAS GESETZ ZUM AUTONOMEN FAHREN
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